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rungszeit eine vorsätzliche Straftat begeht, für die 
eine Strafe mit Freiheitsentzug ausgesprochen wird.
(6) Die Strafaussetzung auf Bewährung kann wider­
rufen werden, wenn der Verurteilte während der Be­
währungszeit durch undiszipliniertes Verhalten zum 
Ausdruck bringt, daß er keine Lehren aus der Verur­
teilung und dem bisherigen Strafvollzug gezogen hat, 
insbesondere wenn er
1. wegen einer fahrlässigen Straftat oder zu einer 

Geldstrafe verurteilt wird;
2. den Verpflichtungen des Absatzes 3 oder einer 

Aufenthaltsbeschränkung vorsätzlich zuwider­
handelt;

3. sich der erzieherischen Einwirkung des Kollek­
tivs gemäß Absatz 4 entzieht.

(7) (aufgehoben)

Hinweis: Vgl. §§ 349-350a StPO; § 17 der I. DB zur 
StPO; §55'StVG. <

§46
Pflichten und Rechte der Betriebe, 
staatlichen Organe, Genossenschaften 
und gesellschaftlichen Organisationen 
bei der Wiedereingliederung
(1) Die Leiter der Betriebe, der staatlichen Organe 
und Einrichtungen, die Vorstände der Genossen­
schaften und die Leitungen der gesellschaftlichen 
Organisationen haben bei der Wiedereingliederung 
solcher Bürger, die zu Strafen mit Freiheitsentzug 
verurteilt wurden und in ihrem Bereich gearbeitet 
und gelebt haben oder künftig arbeiten und leben 
werden, besondere Unterstützung zu leisten.
(2) Bei Verletzung der mit der Strafaussetzung auf 
Bewährung auferlegten Pflichten ist § 32 Absatz 2 
entsprechend anzuwenden.

Hinweis: Vgl. Hinweis zu Art. 3 und § 26 StGB: 
§§ 1-3 und 7 Wiedereingliederungsgesetz.

Maßnahmen zur Wiedereingliederung 

§ 47
(1) Erweist sich bei der Straftat eines bereits mit 
Freiheitsentzug bestraften Täters, daß die erneute 
Straftat wesentlich durch seine Disziplinlosigkeit bei 
der Wiedereingliederung in das gesellschaftliche Le­
ben begünstigt wurde, legt das Gericht im Urteil fest, 
daß es vor der Entlassung die Notwendigkeit beson­
derer Maßnahmen zur gesellschaftlichen Wiederein­
gliederung des Verurteilten prüfen wird.

Hinweis: Vgl. § 353 StPO; § 4t) der 1. DB zur StPO.

(2) Hält das Gericht bei der Überprüfung der Sache 
solche Maßnahmen für notwendig, kann es
1. ein Kollektiv der Werktätigen mit dessen Einver­

ständnis beauftragen, dem Verurteilten bei der

Wiedereingliederung in das gesellschaftliche Le­
ben, insbesondere in das Arbeitsleben, und in 
seinem Bemühen um ein gesellschaftlich verant­
wortungsbewußtes Verhalten zu helfen und er­
zieherisch auf ihn einzuwirken;

2. den Verurteilten verpflichten, einen ihm zuzu­
weisenden Arbeitsplatz nicht zu wechseln und 
besonders in seiner Arbeit zu zeigen, daß er die 
richtigen Lehren aus seiner Bestrafung gezogen 
hat (§34 Absatz 2 gilt entsprechend);

3. Aufenthaltsbeschränkung gemäß §§ 51, 52 an­
ordnen;

4. den Verurteilten verpflichten, den Umgang mit 
bestimmten Personen oder Personengruppen zu 
unterlassen sowie bestimmte Orte oder Räum­
lichkeiten nicht zu besuchen;

5. den Verurteilten verpflichten, bestimmte Gegen­
stände nicht zu besitzen oder zu verwenden.

(3) Die festgelegten Erziehungsmaßnahmen dürfen 
nur für die Dauer von einem Jahr bis zu drei Jahren 
festgesetzt werden und sind von dem für die Wieder­
eingliederung des Haftentlassenen verantwortlichen 
Organ zu kontrollieren, soweit nicht andere Organe 
zuständig sind.
(4) Die Leiter der Betriebe, der staatlichen Organe 
und Einrichtungen, die Vorstände der Genossen­
schaften und die Leitungen der gesellschaftlichen 
Organisationen sind verpflichtet, das Kollektiv der 
Werktätigen bei der Erziehung und Wiedereinglie­
derung des Haftentlassenen zu unterstützen.
(5) Entzieht sich der Verurteilte den festgelegten 
Erziehungsmaßnahmen, wird er nach § 238 bestraft.

§ 48
(1) Bei einer Verurteilung wegen einer vorsätzli­
chen Straftat zu Freiheitsstrafe kann das Gericht zur 
Verhütung erneuter Straffälligkeit zusätzlich auf 
staatliche Kontrollmaßnahmen durch die Deutsche 
Volkspolizei erkennen, wenn
1. der Täter bereits wegen eines Verbrechens be­

straft ist oder
2. die Würdigung seiner Tat und Persönlichkeit er­

gibt, daß nach Verbüßung der Strafe eine ord­
nungsgemäße Wiedereingliederung des Verur­
teilten durch staatliche Kontrollmaßnahmen un­
terstützt werden muß.

(2) Bei Verurteilung wegen Rowdytums oder Zu­
sammenrottung kann das Gericht auch auf staatliche 
Kontrollmaßnahmen durch die Deutsche Volkspoli­
zei erkennen, wenn der Täter mit Haftstrafe oder 
Verurteilung auf Bewährung bestraft wird.
(3) Der Leiter der zuständigen Dienststelle der 
Deutschen Volkspolizei erhält durch die gerichtliche 
Entscheidung das Recht, dem Verurteilten Auflagen 
zu erteilen. Die Auflagen können enthalten:
1. die Verpflichtung zur Meldung bei einer Dienst­

stelle der Deutschen Volkspolizei, einschließlich 
der vorherigen Mitteilung eines Arbeitsplatz-
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